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Der letzte LrzKanzler des alten deutschen Keichs.*)
Von Otto Kaemmel.

2.

Von dem Beginne des Krieges war Dalberg völlig überrascht. Auch sein
Gebiet wurde zum Theil von der französischen Invasion betroffen, doch verstand
er, gemäß dein Deputationshauptschluß, die Neutralität von Regensburg und
Wetzlar durchzusetzen, während er auf der anderen Seite keinen Anstand nahm,
im Fürstenthum Aschaffenbnrgauf jede Befreiung der landesfürstlichen Gebäude
von den Lasten der Einquartierung zu verzichten, und zugleich alle sonst etwa
geltenden Exemtionen in dieser Beziehung aufhob (4. November). Zugleich
brachte er fast in demselben Momente zum letzten Male seine Erzkanzlerwürde
zur Geltung. Nach der Ulmer Katastrophe (17. Oktober), nach dem Uebertritt
Baierns, Würtembergs und Badens zu Frankreich, in dem Augenblicke, als
Napoleons Heersäulen widerstandslos auf Wien vorgingen, der Kaiser selbst sein
Hauptquartier bereits in Linz aufgeschlagenhatte, ließ er am 8. November dem
Reichstage durch Albini eine sogenannte Diktatur zugehen, welche zunächst — in
lauter Fragesätzen — die jammervolle Lage Deutschlands der hohen Versamm¬
lung zu Gemüthe führte, dann die Frage aufwarf: „Sollte der Name Deutsch¬
land, der Name deutscher Nation, der Name eines Volksstammes erlöschen, der
ehemals den römischenKoloß besiegte? der dnrch Treue, Muth, Arbeitsamkeit
und nützliche Erfindungen sich um das Wohl der Menschheit verdient machte?"
und zum Schlüsse Vorschläge machte, wie ein solches Unglück vermieden werde
»1.) durch allgemeines Bestreben, die Einheit der deutschen Reichsverfassung zu
erhalten, 2.) durch Vereinigung der Gemüther, in Befolgung der Reichsgesetze,
3.) durch einstimmige Verwendung aller und jeder Deutschen, um einen guten,
ehrenvollen, dauerhaften Frieden zu erwirken." Gewiß waren das die richtigen
Mittel, nur hätte Dalberg auch angeben sollen, wie sie unter den obwaltenden
Umständen in Wirksamkeitzn setzen seien, doch er hatte immer Neigung gehabt,
uach dem Motto clixi st Lslvavi animiun zu handeln, und unzweifelhaft hat
er auch damals dies Aktenstück als eine kühne Mannesthat betrachtet. Die Ge¬
nugthuung wenigstens hatte er, den Zorn des Imperators zu reizen. Von
Schönbrunn aus schrieb dieser am 24. Dezember an den Erzkanzler: ^'ai vu,
»"so xsüis Iss clöiniMkos yu's, tÄirss Vorrs ^Itssss xour rövsillsr l'ssxrit
ssörmMi^uo, surtorit 1oi'sciri.'IAIs u'avait xoint juAv Z, xroxos Ä'sn 5?g,irs
inorasut oü 1a 1Za.vivrs avait srs ooeuxss xar I'^utricus st 1s tsrritoirs

*) Karl v, Dalberg und seine Zeit, Zur Biographie und Charakteristik des
Fürsten-Primas. Bon Kar l Frciherrn v. Bcauliu-Marconnay, Weimar, Böhlau
1879. Zwei Bände.
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ForwimiHuiz «MvaKi Iss dardMss äu Uorä. Zum Schlüsse citirte er ihn
nach München, wo er Anfang Januar einzutreffen gedachte. Dort soll es nun
zu einer heftigen Scene zwischen beiden gekommen sein, wobei der Erzkanzler
tapfer seinen deutschen Standpunkt behauptet haben will; und in der That ist
es nicht ganz unwahrscheiulich, daß Napoleon, welcher auch sonst durch thea¬
tralische Polterscenenzu schrecken liebte —- coiusäiMw nannte ihn Zach einer
solchen Pins VII. —, durch ein ähnliches Mittel auf Dalberg zu wirken wußte,
um ihm für die Zukunft jede» Widerspruch gründlich zn verleiden. Jedenfalls
hat der Zwischenfall den Primas von Deutschland nicht gehindert, am 14. Januar
1806 in der Hauptstadt des neuen Königreichs Baiern, das der Friede von
Preßburg aus dem Reichsverbandebereits gelöst hatte, die Trauung der
Prinzessin Auguste von Baiern mit Eugen Beauharnais, dem Vicekönig von
Italien, in Gegenwart des französischen Kaiserpaaresin eigener Person zu voll¬
ziehen. Er konnte dort auch mit eigenen Augen sehen, mit welchem Jubel sich
das bairische Land von tausendjährigen Verbinduugen lossagte, um als ein
souveränes „Reich" sich zu konstituiren. In Württemberg und Baden war es
kaum anders gewesen. Wie lange mochten da die sinkenden Trümmer der alten
Verfassung noch aufrecht bleiben?

Diese Betrachtung in Verbindung mit der Sorge um deu Fortbestand des
Kurstaates, welche sich nothwendig daraus ergab, mag Dalberg auf einen Ge¬
danken geführt haben, der zum ersten Male offen die Grundidee des Rheinbundes
formulirte. Von irgend einem Zwange also zu diesem Bunde ist bei ihm am
allerwenigsten die Rede. Am 19. April richtete der Erzkanzler,natürlich wie
immer in „reiner Absicht", jene Note an den französischen Gesandten in Regens¬
burg, worin er ausführte: Deutschland sei in Anarchie und bedürfe der Wieder¬
geburt; es werde diese finden dnrch die Wiederaufrichtung des abendländischen
Kaiserthums unter Napoleon als Nachfolger Karls des Großen. Gleichzeitig
schlug er in einem Schreiben an Napoleon selbst die Erhebung des Herzogs von
Cleve-Berg (Murat) zum Kurfürsten und die Ernennung des Kardinals Fesch zu
seinem Coadjutor vor; auch hier „bezeugte" ihm „sein Herz die volle Reinheit seiner
Absichten". In der That erreichte er seinen nächsten Zweck, Schon am 6. Mai
kam ein Vertrag zwischen ihm und Frankreich zu Stande, der dem Kurfürsten-
Erzkcmzler „die Integrität seiner Staaten" gewährleistete und ihn verpflichtete,
die Ernennung des Coadjutors zu vollziehen. Am 24. Mai bereits ging auch
die Anzeige dieser Ernennung an Franz II-, wobei seine Einwilligungkeines¬
wegs eingeholt, sondern nur vorausgesetzt wurde; am 27. erfolgte die offizielle
Mittheilung an den Rumpf des Regensburger Reichstags, am nächsten Tage
ging dieselbe freudige Botschaft an den Kardinal Fesch. Während nun der Kaiser
in seiner Antwort vom 18. Juni dem Erzkanzler sehr deutlich das Unpassende,
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ja Ungesetzlicheseines Benehmens zum Bewußtsein brachte, hätte die lange
Zögerung des Ernannten und die Art, wie er seine Ernennung aufnahm, jeden
anderen als diesen Phantasten mit „den reinen Absichten" über die unglaubliche
Thorheit seinen Planes belehren müssen. Fesch, der Stiefonkel Napoleons, „die
konnsche Figur des Hauses Bonaparte", ein Mann, dessen Interessen durchaus
in Rom und Frankreich lagen, der Deutschlandnie betreten hatte, von seinen Ein¬
richtungen, seiner Literatur, seiner Sprache nicht das Mindeste wußte, sollte jetzt
des deutschen Erzkcmzlers Coadjutor und später selbst Erzkanzler werden! Nicht
minder thöricht erscheint der Gedanke in Bezug auf die Hoffnungen Dalbergs
für die Neugestaltung der katholisch-deutschen Kirche, denn Fesch war römisch
gesinnt und also für Ideen, wie sie der Erzkanzler hegte, ganz unzugänglich.
Jedenfalls sah der Kardinal besser, als er, die Thorheit des ganzen Planes ein,
denn nur ein direkter Befehl des Kaisers veranlaßte ihn, die ihm höchst un¬
willkommeneStellung anzunehmen, wobei er sich ausdrücklich ausbedang, Erz-
bischof von Lyon bleiben zu dürfen. Seinen Entschluß zeigte er Dalberg in
einem sehr charakteristischenBriefe vom 29. Juni an, aus dem wir folgende
Stellen ausheben: (jusllsscius soisnt lös raisons, beginnt er, qui vous out
äüviäü ^'stsr Iss ^sux sur nwi xour strs votrs Oo^äMsui', sllss ms
svut aosoluwsut ütranAsrss; st si ,js us rüvonäkäs voint var inss
talsnt« ü, Lss vuös, 1s ?rilQat äss Aaulss xourrait äirs au ?riinat ä'^lls-
wiZAuiz: vour^uoi vous vtss vsus üri^ü su arditrs souvsralu, sn ras
uisttaut äaus 1a usosssitü ä'aossvtsr äss äi^uitüs auxc^uslls«
>js n'üts.18 voint avvsls? ... >Is ms xlaisais -1 msäitsr 1'stsruslls vsritü
Ms V. ili'a souvsnt rsvötss: (juasrlts xriinuiu rsAuuiu I>si. Du stlst
1s oüÄiuv <zus 1s ?srs äs tamills ra'avait osulis, u'vtait vas asssii kssond
pour vroäuirs su aoouäauos äss kruits äi^nss äu Ro^aums äs Disu?

Dies Alles scheint auf Dalberg keinen weiteren Eindruck gemacht zu haben.
Er schwelgte in dem Gefühle eines „Meisterstreichs", wie sein getreuer Graf
Beust in Paris den Einfall nannte, und betrieb eifrig die erforderliche päpstliche
Bestätigung für den Kardinal. Doch die Angelegenheit zog sich wie üblich in
die Länge und ist auch niemals zu dem ursprünglich beabsichtigten Abschluß ge¬
bracht worden. Die Ereignisse warfen auch die Coadjutorie des Kardinals
Ntttsammt der Kur- und Erzkanzlerwürde zu den Todten.

Um so raschere Erfüllung war den Hoffnungen beschieden, welche Dalberg
über die Wiederaufrichtung des oecidentalischenReiches ausgesprochen hatte.
Die Zustände, wie sie seit dein Preßburger Frieden (26. Dezember 1805) in
Deutschland bestanden, waren allerdings unhaltbar. Schon seit dem April 1806
wurde deshalb in Paris mit Baiern, Würtemberg und Baden über die Grund¬
lagen des Rheinbundes verhandelt. Wie für diese Staaten erhebliche Ver-
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größerungen aus reichsritterschaftlichenund reichsstädtischen Gebieten in Aussicht
genommen waren, so sollte auch der Kurstaat durch Frankfurt a. M. erweitert
werden, und dagegen hatte Dalberg nichts einzuwenden, obwohl er erst kurz
zuvor versichert hatte, er würde für sich nichts annehmen. Von dem Bündniß-
plane selbst erhielt Gras Beust erst am 3. Juli eine beiläufige und allgemein
gehaltene Mittheilung durch Talleyrand, den Minister des Auswärtigen, aus
der aber doch bereits der Plan, alle süd- und westdeutschen Staaten vom Reiche
loszulösen und unter französisches Protektorat zu stellen, völlig erkannbar war
Ueber die Art, wie der Rheinbund damals zu Stande gebracht und die ganze Sache
wenigstens den Gesandten der Kleinstaaten sozusagen über den Kopf weggenommen
wurde, haben schon die Berichte Hans von Gagerns u. a. genügendes Licht verbreitet;
doch enthalten die Relationen des Grafen Beust, welche von Beaulieu in extenso
mitgetheilt werden, noch Manches zur Vervollständigung des unerfreulichen
Bildes. Graf Beust hatte auf die Auseinandersetzungdes französischen Ministers
zuerst erklärt, die geforderte Unterschrift könne er seinerseits, da der Vertrag
die ganze „alte Verfassung vollständig ändere und neugestalte",nicht eher geben,
als bis er um neue Instruktionen bei seinem Herrn eingekommen sei, was er
sofort thun wolle; der Franzose jedoch erwiederte einfach, „daß der Kaiser ver¬
lange, es folle Alles ohne den geringsten Aufschub und unter dem größten Ge¬
heimniß fertig gemacht und unterzeichnet werden, daß in einem solchen drin¬
genden Falle der Gesandte bereit sein müsse, die Sache auf sich zu nehmen".
Diesem Drängen wagte der Gesandte nicht zu widerstehen, er berieth sich also
mit dem soeben ernannten Coadjutor Kardinal Fesch, und beide fanden, daß,
da die größeren süddeutschenStaaten mit Frankreich offenbar schon einig und
Napoleons Stellung seit dem Presburger Frieden eine ganz übermächtige ge¬
worden sei, jeder Widerstand unmöglich, ja vielleicht.verderblich werde, zumal
da ja an die Aufrechterhaltung der alten Verfassung ohnehin nicht mehr ge¬
dacht werden könne. Demnach erklärte sich der Gesandte am nächsten Tage
bereit, vorbehaltlich der Genehmigung seines Herrn, den Vertrag zu unterzeich¬
nen. Dabei wurde das Geheimniß dieser kläglichen Verhandlungen so vollständig
gewahrt, daß der preußische Gesandte Luechesinieben damals seiner Regierung
melden konnte, man beschäftige, sich in Paris gar nicht mit den deutschenAn¬
gelegenheiten.

Dalberg selbst kann die Depesche seines Gesandten kaum vor dem 10. Juli
erhalten haben, mußte also annehmen, daß derselbe inzwischen den Vertrag
unterzeichnet haben werde. Brach nun etwa der „erste Kurfürst des Reichs" in
Entrüstung über die bevorstehende Trennung vom deutschen Reiche oder auch
nur in Klagen aus? In seiner Erwiederung vom 22. Juli findet sich nichts
von alledem. Er erklärte vielmehr ausdrücklich, ein Gesandter könne in einem
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dringenden Falle, unter Vorbehaltnng der Ratifikation einen Vertrag unter¬
schreiben, den er für seinen Staat als nützlich betrachte. „Ich werde fortwäh¬
rend alles, was in meinen Kräften steht, thnn, daß der große Mann, der mich
mit seinem Vertrauen beehrt, mich seiner wohlwollenden Achtung würdig finde,
und daß mein Eifer für das Wohl Deutschlands sich stets gleich bleibe." Fast
zur selben Zeit, am 18. Juli, bemerkte er zu einem Schreiben Albinis vom 17.:
„Ich bin in tiefem Vertrauen iu die göttliche Vorsehung aus Alles gefaßt; wenn
die vkarta iria^nu, kommt, so wird sie zn prüfen sein, mit dem festen Vorsatz
der Pflicht und des nriM x^Ussosrö eulpa; können wir die deutsche alte Ver¬
fassung retten, so sind Herr Staatsminister gewiß mit Mir einverstanden, daß
wir alle Kräfte aufbieten müsfeu. Stürzt aber das alte ehrwürdige Gebäude
unaufhaltsam zusammen, iinMvickos ksrisut, rnivas, und der Dekan des Kur¬
fürstlichen Kollegiums muß sich iu solchem Augenblick in Beziehung auf seine
Kollegen mit Offenheit, Würde uud ruhiger Sündhaftigkeit betragen." Also
nur die hundertmal wiederholten Redensarten, hinter denen weder Einsicht uoch
Entschlossenheitstand.

Die Ausfertigung der Rheinbuudsakte verzögerte sich über Erwarten. Erst
am 11. und 12. Juli berief Talleyrcmd die Gesandten einzeln zu sich, las ihnen
das Aktenstück vor und forderte die Gesandten auf zu unterzeichnen. Dies ge¬
schah jedoch erst am 17. Juli, dem Datum, welches denn auch die verhüngniß-
volle Urkunde trägt. Am 18. meldete Beust das Geschehene. Seine Depesche
kann den Erzkanzler frühestens am 23. erreicht haben; die Ratifikation war
dann pünktlich, wie stipulirt, am 25. in München. Damit fällt auch die Behaup¬
tung, zu der sich Dalberg gegenüber dem österreichischen Gesandten in Regens¬
burg, v. Fahnenberg, am 11. August herabließ, er sei über die Akte heftig er¬
schrocken und habe erst an Resignation gedacht und sich davon nur durch die
Vorstellungen einiger Mitstände abbringen lassen, in nichts zusammen. Oder,
beruht sie insofern auf Wahrheit, als er wirklich von einzelnen Bestimmungen
der Rheinbundsakte erschreckt wurde, und daß er einen Moment zögerte, sie zn
ratifiziren, so würde das wenig anderes als Gedankenlosigkeit und Kurzsichtig¬
keit gewesen sein. Denn er sah nichts weiter vor sich als die Ausführuug
dessen, was er kurz vorher selbst als wünschenswert!) bezeichnet hatte, uud über
cllle Hauptsachen, vor allem über die bevorstehende Trennung vom Reiche uud
das Protektorat Napoleons, hatte ihn bereits Beusts erste Depesche unterrichtet.
Wie dem auch sei, Dalberg hat, wie die andern auch, den Vertrag, der das
alte tausendjährige Reich vollends in Trümmer schlug, ratifizirt und am 1. August
mit seinen fürstlichen Genossen am Reichstage seinen Austritt aus dein bis¬
herigen Verbände erklärt. Am Tage vorher hatte er sich bereits durch Anzeige

Grenzboten IV. 187». S9
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dieses Schritts gegenüber dem Kaiser Franz „tief gerührt" seiner letzten Pflicht
als Kurfürst und Reichserzkanzler entledigt.

Mit Recht hebt Beaulieu in der zusammenfassenden Kritik dieses ganzen
Verfahrens hervor, wie das allgemeine Urtheil über Dalbergs Betheiligung am
Rheinbunde immer härter gelautet habe uud härter habe lauten müssen als
über die weltlichen Fürsten, da der Erzkanzler keine Dynastie zu sichern und
nicht für angestammte Lande zu sorgen hatte. Wahrhaft patriotisch hätte er
gehandelt, wenn er damals mit einem energischen Protest seine Würde nieder¬
gelegt und sich ans sein geistliches Amt zurückgezogen hätte. Warum hat er
es nicht gethan, warum ist er zum Verräther an derselben Reichsverfassung ge¬
worden, für die mannhaft einzutreten er so oft als seine oberste Pflicht bezeich¬
net hatte? Die Erklärung liegt unzweifelhaft darin, daß er wirklich an die
Möglichkeit einer Reorganisation Deutschlands im Anschluß an Napoleons Pro¬
tektorat glaubte. Eben deshalb hoffte er, ganz Deutschland, aber außer Preußen
und Oesterreich, im Rheinbunde dereinst vereinigt zu sehen. Denn niemals hat
er begriffen, daß die politische Stärke der Nation ganz wo anders liege als in
diesen zerfahrenen Territorien des Südens und Westens, die soeben die Willkür
der Kabinetspolitik zu neuen Staatenbildungen zusammenzuschweißen sich bemühte.

Jene Hoffnung verurtheilte denn nun den früheren Reichskanzler dazu,
Jahre hindurch den Stein des Sisyphus zu wälzen, indem er sich abmühte,
dem neuen Staatenkonglomerat eine „Verfassung" zu verschaffen, und vielleicht
hat darin die einzige Vergeltung gelegen, die er empfand, daß ihm dies miß¬
lang, wie es mißlingen mußte. Denn dazu hatte doch Napoleon diese Lande
nicht vom Reiche losgerissen, um sie nun wieder zu eiuem in sich eng verbun¬
denen Staatskörper zu vereinigen; Truppen sollten sie ihm liefern, nichts weiter.
Und dazu hatte» diese Fürsten nicht sich souverän gemacht, um nun die Fesseln
einer neuen Bundesverfassung sich anzulegen. So hatte Dalberg keinen Bei¬
stand von dem einen oder den anderen zu erwarten; seine Bestrebungen blieben
die eines Privatmannes, und es gehörte seine ganze fast naive Unkenntniß der
Dinge und der Personen dazu, daß er sich darüber täuschte. Nach § 15 der
Rheinbundsakte war er allerdings als Fürst-Primas, als Vorsitzender des
königlichen Kollegiums verpflichtet, den Entwurf eiues Grundgesetzes vorzulegen,
und so eifrig ging er auf die neuen Verhältnisse ein, daß er schon am 4. August
dem hohen Protektor einen Entwurf übersandte, den dieser auch — in dein
Augenblicke,wo er sich rüstete, über Preußen herzufallen! — sorgfältig zu prüfen
versprach (13. August). Dalberg wollte zunächst die Errichtung eines Bundes¬
gerichts für die Streitigkeiten zwischen den einzelnen Staaten uud Wiederbelebung
derjenigeu Reichsgesetze, welche noch auf den neuen Zustand anwendbar seien,
wie des Religionsfriedens, der Landfriedens- und Exekutionsordnung n. a., er
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dachte sich also den neuen Bnnd als eine Umbildung des alten Reichs. Etwas
anders faßte der Protektor die Sache auf, obwohl er sich hütete, diesem naiven
Bewunderer seiner Größe seine geheimsten Gedanken zu verrathen. Als die
ruchlose Ermordung Palms (26. August) die neue Sonveränetät der Rhein¬
bundsfürsten blendend illustrirt hatte und die allgemeine Entrüstung doch zu
deutlich hervortrat, da erklärte Napoleon in einem an den Fürsten Primas
gerichteten Circular vom 11. September, er wolle nur Protektor, nicht Ober¬
lehnsherr (suüMÄin) der Bundesfürstensein, sich also in die inneren Angele¬
genheiten derselben keineswegs mischen und nur sie bei ihrer Souveränetät
schützen. Das ganze Verhältniß habe eben nichts Neues geschaffen, sondern
nur dasjenige gesetzlich fixirt, was schon seit Jahrhunderten thatsächlich be¬
standen. Eben darum betonte er auch in einem Briefe an Talleyrano (22.
Angnst), das zu vereinbarende Grundgesetz müsse die Unabhängigkeit der einzel¬
nen Staaten so wenig wie möglich verletzen; als Grundlage müsse vor allem
die Unverletzlichkeitdes Bundesgebiets festgehalten, demzufolgeauch keinen
fremden Truppen (die französischen galten natürlich nicht als fremde) der Durch¬
marsch verstattet werden. Darauf hin lud Dalberg vermittelst Circulars vom
13. September die Bundesregierungenein, ihre Gesandten zur Berathung des
Grundgesetzes nach Frankfurt zu schicken, und legte ihnen zugleich die Anschau¬
ungen des hohen Protektors vor. Wirklich trafen nun mehrere Gesandte ein,
aber der Ausbruch des Krieges mit Preußen (25. September) verhinderte die
beabsichtigte Berathung im Beginn; Baiern und Würtemberg riefen ihre Ver¬
treter ab.

Dieser erste Versuch, den Bundestag zu bildeu, ist auch der letzte geblieben.
Umsonst schickte der Fürst-Primas den Grafen Beust, den Bruder seines Ge¬
sandten in Paris, im Dezember 1806 mit neuen Vorschlägen dem Kaiser nach
Berlin, schließlich auch nach Warschau uach, umsonst wies er darauf hin, daß
vielfach schon (z. B. in Würtemberg) die Souveränetät mit willkürlicher Gewalt
verwechselt werde; der furchtbare Wiuterfeldzug in Ostpreußen beschäftigte den
Schutzherrn begreiflicherweisemehr als die Verfassungspläne seines Getreuen;
er ließ sie zunächst gauz unbeantwortet. Erst als er nach dem Frieden von
Tilsit den Primas in Frankfurt besuchte (24. Juli), lud er ihn nach Paris ein,
um über den Rheinbund und die Verhältnisse der katholischen Kirche in Deutsch-
laud (d. h. im Rheinbunde) mit ihm weiter zu verhandeln.

Während eines mehr als halbjährigen Aufenthalts in der französischen
Hauptstadt vom August 1807 bis zum März 1808 hatte Dalberg mehrere
Persönliche Unterredungen mit Napoleon über seine Verfassungspläne. Da die
beiden von ihm vorgeschlagenen „Reichstribunale"nicht die Billigung des Pro¬
tektors fanden, so wollte er dem Bundestage die Entscheidung etwaiger Strei-
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tigkeiten übertragen und diesem dazu sechs bis acht „Reichsrefereudarien" zur
Vvrberathung für das Plenum beigegeben wissen. Diese sollten der Natur
der Sache nach festangestellte Beamte sein, dagegen der Bundestag nur zwei
Monate lang jährlich versammelt bleiben. Aber auch so gelangte der Primas
zn keinem Abschluß; der Protektor fand die deutschen Angelegenheitenverwickelter,
als er gedacht hatte, und begnügte sich schließlich mit einem Abkommen, das
die Rangordnung der Staaten im Bundestage nach der Stärke der von ihnen
gestellten Kvutiugeute festsetzte, sehr bezeichnendfür den Gesichtspnnkt, von dem
aus er den Werth der Konfvderirten beurtheilte. Seine Abreise nach Italien
am 16. November rückte vollends den Abschluß dieser Verhandlungen in un¬
bestimmte Ferne. Denn auch der sorgfältige Entwurf, den Dalbergs Staats¬
rath v. Eberstein zn einem Grnndgesetz des rheinischen Bundes ausarbeitete
nnd mit dem Divisionschef de la Besnardiere Punkt für Pnnkt dnrchsprach,
blieb schließlich eine Privatarbeit. II n'ou, gst xas sirovrs 1s tsmxs, bemerkte
darüber trocken der Schirmherr, und diese Zeit kam nie.

Ebensowenig erfüllte sich damals Dalbergs Hoffnung, ein Korkordat für
den Rheinbuud zu Staude zu bringen. In wunderlicher Unkenntniß der tra¬
ditionellen Politik der Kurie, ja sogar der ebeu damals zwischen ihr und Frank¬
reich obwaltenden Spannung entwarf er einen Plan zu einer einheitlichen,
gewissermaßen nationalen Kirchenverfassung für den Rheinbnnd unter seinem
Primat, als ob sich eine solche hätte erreichen lassen ohne den entschlossensten
einheitlichen Willen der Genossenschaft, für die sie bestimmt war. Und wo
war ein solcher Wille vorhanden? Zwar kam im November 1807 der Kar¬
dinal Bayanne mit della Genga nach Paris, uud Champagny legte ihm nicht
blos den Entwurf eines Vertrages mit Frankreich vor, sondern betonte auch
die Nothwendigkeit eines rheinbündischen Konkordats, aber Dalberg hatte eine
einzige Unterredung mit beiden, und bald widerrief Pins VII., gereizt durch
die französische Ocenpation mehrerer Theile des Kirchenstaats, die seinen Ver¬
tretern ertheilte Vollmacht, um eudlich uach der Besetzung Roms am 2. Februar
1808 jene ganz abzuberufen.

So kehrte Dalberg im März 1808 nach Frankfurt zurück, ohne nur eiues
seiner Ziele erreicht zu haben oder anch nnr ihnen näher gekommen zu sein.
Wohl mag ihn damals gelegentlich die Ahnung beschlichen haben, es sei doch
Alles vergebene Mühe. Der sächsische Gesandte wenigstens berichtete nach
Hause, die Laune des Fürsten Primas sei nicht mehr so heiter wie früher;
alle Welt mache diese Bemerkung.

Aber eine klare Erkenntniß von den Ursachen seiner Mißerfolge ging ihm
auch damals nicht auf. Wenigstens seine Verehrung für Napoleon litt nicht
darunter. Er folgte ihm im Oktober 1808 nach Erfurt, um den Troß fürst'
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licher Bewunderer zu vergrößern, nach demselben Erfnrt, als dessen Statthalter
er früher die glücklichsten Jahre seines Lebens verbracht hatte. Die Zeichen
herzlicher Verehrung, die ihm die Bevölkerung vielfach darbrachte, mußten ihn
eher wehmüthig als freudig stimmen; er hat dem auch gegenüber Karoline von
Wolzogen, die er in Weimar besuchte, Ausdruck gegeben. Aber das Entwür¬
digende, das in der Behandlung der Rheinbundsfürsteu durch Napoleon zu
Erfurt lag, hat er schwerlich gefühlt. Er war stolz auf „die Ehre, als Primas
das Organ dieser Konföderation zu sein", und wagte als solcher auch nicht,
die von ihm nach der Aechtung Steins (16. Dezember 1808) erbetene Verwen¬
dung für die confiscirten Güter desselben am Rhein eintreten zu lassen, Steins,
mit dem er früher Jahre lang in freundschaftlichen Verhältnissen gestanden, ja
dessen Berichten er seine Erhebnng zum Coadjutor größtenteils zu verdanken
hatte. Als dann der Krieg von 1809 ausbrach, Oesterreich die Waffeu erhob
für die Befreiung Europas und Baiern abermals wie 1805 von seinen Heeres¬
massen überschwemmt wurde, während der glorreiche Aufstand der Tiroler bei
allen Deutschgesinnten Begeisterung und Hoffnung erregte, da hielt es der
Fürst-Primas für augezeigt, in einer Proklamation vom 22. April Zengniß
abzulegen dafür, „daß die Könige und Souveräne, deren Vereinigung den rhei¬
nischen Bnnd bildet, lebhaft empfinden, daß die Unverletzlichkeit ihres Gebiets,
die Sicherheit ihrer Besitznngen, die Erhaltung des Friedens, dieser Quelle des
öffentlichenWohls, die wesentlichen Beweggründe ihrer Vereinigung waren, daß
ihre wechselseitige Eintracht und das Zntrcmen in ihren Schiriner und Be¬
schützer, Se. Maj. den Kaiser Napoleon, die Grundfeste ihrer Sicherheit aus¬
wachen, daß keine Anstrengung ihnen unmöglich scheint, wenn es darauf an¬
kommt, die politische Existenz ihrer Staaten, die von dem allgemeinen Wohl
unzertrennlich ist, zn erhalten", während er zugleich sich gedrungen fühlte, gegen
die Auffassung zu Protestiren, „daß die Souveräne, welche sich veeiferten, in
die rheinische Konföderation einzutreten, wider ihren Willen in eine Verbindung
eingetreten seien, welche doch ihre Sicherheit ausmacht, welche sie in den Stand
setzt, für ihr und ihrer Unterthanen Wohl alle von der souveränen Unabhän¬
gigkeit unzertrennlichen Vortheile zu entwickeln".

Vielleicht kauu man darin wenigstens eine Art von besserer Erkenntniß
erblicken, daß Dalberg in dieser Proklamation nicht mehr von „deutschen"
Interessen redete, sondern einfach die Behauptung der einzelstaatlichen Existenz
und Souveränes als Zweck dieses Bundes hinstellte.

(Schluß folgt.)
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